
Gesetzblatt Teil I Nr. 27 - Ausgabetag: 4. Juli 1975 517

6. von der Anzeige eines Versicherungsfalles bis zur Erklä­
rung der Versicherungseinrichtung über ihre Leistungs­
pflicht;

7. in welcher der Anspruch durch Pfandrecht, Bürgschaft 
oder auf sonstige Weise gesichert ist, mit Ausnahme des 
Anspruchs auf Zinsen.

(2) Die Zeit, in der die Verjährung gehemmt ist, wird in die 
Verjährungsfrist nicht eingerechnet.

Sonderfälle der Verjährung
§478

(1) Ein Anspruch gegen einen handlungsunfähigen oder 
einen in seiner Handlungsfähigkeit beschränkten Bürger, der 
ohne gesetzlichen Vertreter ist, verjährt frühestens 6 Monate 
nach dem Zeitpunkt, in welchem der Bürger die Handlungs­
fähigkeit erlangt hat oder gesetzlich vertreten wird.

(2) Ein Anspruch, der zu einem Nachlaß gehört oder sich 
gegen einen Nachlaß richtet, verjährt frühestens 1 Jahr nach 
dem Zeitpunkt, in welchem die Erbschaft von den Erben an­
genommen oder die Nachlaßverwaltung angeordnet wurde.

§479
(1) Ansprüche aus eingetragenen Rechten an Grundstücken 

verjähren nicht. Das gilt nicht für Ansprüche auf Zinsen.

(2) Auf Ansprüche aus gelöschten Grundstücksrechten ist 
Abs. 1 entsprechend anzuwenden, wenn gegen die Löschung 
ein Widerspruch im Grundbuch eingetragen ist.

§480
Vollstreckungsverjährung

(1) Die Frist, in der eine Vollstreckung wegen eines ge­
richtlich festgestellten oder für vollstreckbar erklärten An­
spruchs beantragt werden kann, beträgt 10 Jahre. Bei An­
sprüchen auf regelmäßig wiederkehrende Leistungen beträgt 
die Frist 4 Jahre.

(2) Die Frist beginnt mit dem Tag der Rechtskraft der 
Entscheidung des Gerichts, jedoch nicht vor Fälligkeit des 
Anspruchs. Bei Ansprüchen auf regelmäßig wiederkehrende 
Leistungen beginnt die Frist für jede Teilleistung gesondert 
am 1. Tag des Monats, der auf die Fälligkeit der Teilleistung 
folgt.

(3) Die Frist wird durch den Antrag auf Vollstreckung 
unterbrochen. Sie beginnt erneut mit dem 1. Tag des 
Monats, der auf die Beendigung der Vollstreckung folgt. Das 
Gericht kann auf Antrag auch nach Ablauf der Frist voll­
strecken, wenn dafür schwerwiegende Gründe vorliegen und 
es im Interesse des Gläubigers dringend geboten erscheint 
und dem Schuldner zuzumuten ist.

(4) Die Vollstreckungsverjährung ist für die Zeit gehemmt, 
während der der Anspruch gestundet oder die Vollstreckung 
vorläufig eingestellt ist.

Das vorstehende, von der Volkskammer der Deutschen Demokratischen Republik am neunzehnten Juni neunzehnhundert­
fünfundsiebzig beschlossene Gesetz wird hiermit verkündet.

Berlin, den neunzehnten Juni neunzehnhundertfünfundsiebzig

Der Vorsitzende des Staatsrates 
der Deutschen Demokratischen Republik

W. S t o p h

Einführungsgesetz 
zum Zivilgesetzbuch 

der Deutschen Demokratischen Republik

vom 19. Juni 1975

I. Anwendungsbestimmungen

§ 1
Inkrafttreten des Zivilgesetzbuches

Das Zivilgesetzbuch tritt am 1. Januar 1976 in Kraft.

§ 2
Anwendung des Zivilgesetzbuches

(1) Das Zivilgesetzbuch ist auf alle nach seinem Inkraft­
treten begründeten Zivilrechtsverhältnisse anzuwenden.

(2) Das Zivilgesetzbuch ist auch auf alle bei seinem In­
krafttreten bestehenden Zivilrechtsverhältnisse anzuwenden, 
soweit in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist. Für das 
Bestehen der vor Inkrafttreten des Zivilgesetzbuches begrün­
deten Rechte und Pflichten ist das bis zu diesem Zeitpunkt 
geltende Recht maßgebend.

§ 3
Anwendung auf andere Eigentumsformen

Die Bestimmungen des Zivilgesetzbuches sind auf andere 
Eigentumsformen entsprechend anzuwenden, soweit dafür be­
sondere Rechtsvorschriften nicht bestehen.

§ 4
Versicherungsverhältnisse

Die Bestimmungen des Zivilgesetzbuches über Versiche­
rungsverhältnisse sind auch auf die Versicherungsbeziehun­
gen von Betrieben und Organisationen mit Versicherungsein­
richtungen der Deutschen Demokratischen Republik anzu­

wenden, soweit dafür besondere Rechtsvorschriften nicht be­
stehen.

§ 5
Nutzung von Grundstücken und Gebäuden

(1) Sind vor Inkrafttreten des Zivilgesetzbuches in Aus­
übung eines vertraglich vereinbarten Nutzungsrechts auf 
Bodenflächen Wochenendhäuser oder andere Baulichkeiten 
entsprechend den Rechtsvorschriften errichtet worden, die der 
Erholung, Freizeitgestaltung oder ähnlichen Bedürfnissen der 
Bürger dienen, bestimmt sich das Eigentum nach dem Zivil­
gesetzbuch.

(2) Erbbaurechte, die für eine bestimmte Zeit bestellt sind, 
bestehen nach Ablauf dieser Zeit mit dem gleichen Inhalt 
weiter, wenn das Grundstück nicht an den Erbbauberech­
tigten verkauft wird. Mit dem Verkauf des Grundstücks 
erlischt das Erbbaurecht. Dem Grundstückseigentümer steht 
ein Heimfallrecht nicht zu. Im Falle des Verkaufs des Grund­
stücks steht dem Erbbauberechtigten gegenüber dem Grund­
stückseigentümer ein Vorkaufsrecht zu. Besteht ein Erbbau­
recht an einem volkseigenen Grundstück und wurde in Aus­
übung dieses Rechts ein Eigenheim errichtet, kann dem Be­
rechtigten nach den dafür geltenden Rechtsvorschriften das 
Nutzungsrecht an dem volkseigenen Grundstück verliehen 
werden. Mit der Verleihung des Nutzungsrechts erlischt das 
Erbbaurecht.

(3) Für die bei seinem Inkrafttreten bestehenden Heimstät­
ten gelten die Bestimmungen des Zivilgesetzbuches über das 
persönliche Eigentum.

§ 6
Grundstücksbelastungen

(1) Auf Rechte, die als Grundstücksbelastungen vor In­
krafttreten des Zivilgesetzbuches begründet wurden, ist das 
vor Inkrafttreten des Zivilgesetzbuches geltende Recht anzu­
wenden.


